Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Zuteilung der erstreckten elterlichen Sorge an einen Elternteil

Problem- und Fragestellung

Die VB hat vor rund 6 Jahren für B die Entmündigung ausgesprochen und die Unterstellung unter die elterliche Sorge beider Eltern angeordent. 

Die Mutter hat der VB nun mitgeteilt, dass sie sich vom Ehemann getrennt hat (es liegt ein gerichtliches Trennungsurteil vor, das Gericht hat sich nicht betr. der elterlichen Sorge über B befasst) und dass sie die alleinige elterliche Sorge für ihren volljährigen Sohn wünscht. Der Vater von B ist damit einverstanden.

Gemäss Berner Kommentar (Art. 385, Seite 766, RZ 46) ist die VB auch zuständig für nachträgliche Aenderung des gefällten Entscheides. Ich habe aber nur den Berner Kommentar und keinen neueren Kommentar nach der ZGB-Aenderung 1.1.2000. Der Basler-Kommentar äussert sich nicht dazu. Kann ich mich betr. Zuständigkeit VB nach wie vor auf den Berner Kommentar abstützen oder ist durch die ZGB Revision auch bei Aenderungen der verlängerten elterlichen Sorge nach der Broschüre "Neues Scheidungsrecht: Auswirkungen auf die Tätigkeit der vormundschaftlichen Organe" Seite 47 zu gehen, das heisst dass ich mich dann beim vorliegenden Sachverhalt auf Art. 134 Abs. 3 stützen würde?

Erwägungen

Die erstreckte elterliche Sorge untersteht grundsätzlich nicht den Regeln des Vormundschaftsrechts, sondern jenen des Kindesrechts (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts,  § 3 N 4). Die vorliegende Frage beurteilt sich allerdings nach Vormundschaftsrecht, weil an einer vormundschaftlichen Massnahme (Einsetzung in die erstreckte elterliche Sorge) etwas geändert werden soll. Wenn die Vormundschaftsbehörde nach der Entmündigung anstelle der Errichtung einer Vormundschaft die Eltern wieder in ihre elterliche Sorge einsetzt, ist sie allein zuständig, daran etwas zu ändern, es sei denn, im Rahmen der Scheidung sei von einer gemeinsamen elterlichen Sorge abzusehen und allein ein Elternteil damit zu betrauen: Diesfalls ist es Sache des Ehescheidungsgerichts, diesen Entscheid zu fällen. 

Auf den vorliegenden Sachverhalt ist Art. 134 ZGB nicht anwendbar, weil dieser sich auf eine Veränderung der Verhältnisse nach erfolgter Ehescheidung bezieht, wogegen es hier um eine Veränderung der Verhältnis nach erfolgter Entmündigung und Unterstellung unter die elterliche Sorge geht.. In vorliegenden Fall hat demnach die Vormundschaftsbehörde zu entscheiden, ob sie die elterliche Sorge einem Elternteil übertragen will oder ob anstelle der erstreckten elterlichen Sorge eine Vormundschaft zu errichten und ein Vormund zu ernennen sei.
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